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Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 

• IG Bauen-Agrar-Umwelt 

• IG Bergbau, Chemie, Energie 

• EVG - Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 

• Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

• IG Metall 

• Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 

• Gewerkschaft der Polizei 

• ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
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Position 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund Niedersachsen 

(DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften bedan-
ken sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme 

zum vorliegenden Entwurf. 

 

Der DGB lehnt zusammen mit seiner fachlich zu-

ständigen Mitgliedsgewerkschaft ver.di den Geset-
zesentwurf der CDU-Landtagsfraktion ab. 

 

Zur Begründung: 

1. Mangels Nachfrage bieten sämtliche Ret-

tungsschulen in Niedersachsen bereits seit Mona-
ten keine Ergänzungsprüfungen zum Notfallsanitä-
ter*innen mehr an. Das Problem der zeitlichen 
Umsetzung durch die Leistungserbringer*innen im 

Rettungsdienst kann daher ausgeschlossen wer-
den. 

2. Bereits jetzt ist es möglich, im Rahmen des 
rechtfertigenden Notstands von den Personalvor-
gaben des NRettDG zu Gunsten einer gesicherten 

Patientenversorgung im Rahmen von Personal-

mangel abzuweichen. Eine generelle Lösung durch 

das Streichen der Frist für die Ausnahmeregelung 

bis zum 31.12.2023 im Gesetz erscheint daher nicht 

erforderlich und führt perspektivisch erneut zu 

Auseinandersetzungen mit den Kostenträgern 

über die Refinanzierung des Rettungsdienstes. Es 
ist nicht auszuschließen, dass die Kostenträger 

dann eine „Rettungsassistent*innen-Quote“ zur 
Kostenreduktion einfordern. 

3. ver.di und der DGB haben sich jahrelang 

und am Ende erfolgreich für den dreijährigen und 

vor allen Dingen bezahlten Ausbildungsberuf „Not-
fallsanitäter*in“ eingesetzt. Die damit einherge-
henden Kompetenzen spiegeln sich in den Ergeb-
nissen der AG NUN (Niedersächsische Umsetzung 

des Notfallsanitätergesetzes) wider. Gemäß der 

Bekanntgabe des Ministeriums vom 05.08.2016 
„empfiehlt der Landesausschuss Rettungsdienst 

die Umsetzung der von der Arbeitsgemeinschaft 

NUN und dem Landesverband ÄLRD Niedersach-
sen/Bremen erarbeiteten und entsprechend den 
wissenschaftlichen Fortschritten 

weiterzuentwickelnden Algorithmen als fachlich 

konsentierten Rahmen für das rettungsdienstliche 
Handeln der NotSan in Niedersachsen.“ Ausdrück-

lich nicht für Rettungsassistenten und Rettungsas-
sistentinnen. Im Zweifelsfall droht hier bei ersatz-

loser Streichung der Frist für die 
Ausnahmeregelung bis zum 31.12.2023 ein „Zwei-
Klassen-Rettungsdienst“. 

4. Rettungsassistent*innen sind auf Grund 
der Dauer ihrer Ausbildung und den damit erwor-

benen Kompetenzen im Vergleich zu Notfallsanitä-

ter*innen die geeigneteren Transportführer*innen 
für Krankentransportwagen und Notfallkranken-

wagen. 

5. Eine ersatzlose Streichung der Frist zieht 

außerdem ggf. eine entsprechende Weiterbil-
dungsverpflichtung für Rettungsassistent*innen 

nach sich, gerade um einen Zwei-Klassen-Ret-
tungsdienst zu vermeiden. Dies hätte dann aber 
auch vergütungsrechtliche Ansprüche der Be-

troffenen zur Folge, deren tarifvertrags- und ar-
beitsrechtliche Konsequenzen von den Antragstel-

ler*innen nicht ausreichend berücksichtig worden 
sind: 

a. Wegfall des RettAssG 

b. NotSanG gilt nicht für RettAss 

c. SOP AG NUN gelten nicht für Rettungsassis-

tent*innen 

d. Eine arbeitsvertragliche Pflicht zum Erwerb 

von über das Berufsbild hinausgehenden Kompe-
tenzen erscheint in sich arbeitsrechtlich fragwür-

dig, zieht aber mindestens einen Vergütungsan-

spruch nach sich.  

e. Rechtliche Grundlagen des Handelns der 

Rettungsassistent*innen sind weiterhin unklar 
(s.o.) 


